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Editorial                           
Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, 

ein arbeitsreiches Jahr geht 

langsam zu Ende. Unsere ge-

werkschaftliche Arbeit war ge-

prägt von vielen Tarifauseinan-

dersetzungen, betrieblichen 

Konflikten und natürlich von 

unseren politischen Schwer-

punktthemen. Die Entschei-

dung, ab 1. Januar nächsten 

Jahres einen flächendecken-

den, gesetzlichen Mindestlohn 

einzuführen, ist der erfolgreiche 

Abschluss unserer mehrjähri-

gen bundesweiten ver.di Kam-

pagne Mindestlohn 

Das Thema Mindestlohn wird 

uns natürlich auch im nächsten  

Jahr beschäftigten. Gerade bei 

der Umsetzung sind wir gefor-

dert mitzuwirken, dass der Min-

destlohn tatsächlich bei den 

Menschen ankommt. 

Ich möchte mich an dieser Stel-

le bei allen Kolleginnen und 

Kollegen für ihr Engagement in 

und mit ver.di bedanken. 

Ein schönes Weihnachtsfest, 

erholsame Feiertage und einen 

guten Jahreswechsel. 

Herzliche Grüße                                     

Jürgen Göppner                     

Bezirksgeschäftsführer 

 

    Kein Eingriff ins Streikrecht.  

Viele Arbeitgeber machen sich derzeit Sorgen um die Tarifautono-

mie und Tarifeinheit. Lautstark fordern sie ein schnelles und konse-

quentes Handeln der Bundesregierung. Krokodilstränen vergießend 

erklärt Ingo Kramer, Präsident der Bundesvereinigung der Deut-

schen Arbeitgeberverbände: „Arbeitgeber und Arbeitnehmer müssen 

wissen, woran sie sind und was für sie gilt".  

Am 11. Dezember hat sich die Bundesregierung mit dem vorgeleg-

ten Gesetzentwurf zur Tarifeinheit befasst. Im März nächsten Jahres 

soll die parlamentarische Diskussion beginnen und im Mai soll die 

Verabschiedung des Gesetzes vorgenommen werden. Kern dieses 

Gesetzes: Es soll nur noch der Tarifvertrag der Gewerkschaft mit 

den meisten Mitgliedern gelten, wenn sich mehrere Gewerkschaften 

in einem Betrieb nicht einigen. 

Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft lehnt das Gesetzesvorha-

ben ab. ver.di spricht sich für den Grundsatz „ein Betrieb, eine Ge-

werkschaft, ein Tarifvertrag“ aus. Dieses Bekenntnis, das auch der 

Gründung des DGB zugrunde liegt und welches für ver.di nach wie 

vor bestimmend ist, kann aber nicht um jeden Preis erfolgen – Be-

einträchtigungen des Streikrechts werden von ver.di nicht hinge-

nommen. Der Entwurf weist insgesamt in die falsche Richtung, er 

schafft keine Rechtsklarheit, sondern verursacht Rechtsunsicherheit. 

An der Tarifeinheit gilt es grundsätzlich festzuhalten, damit Beschäf-

tigte nicht gegeneinander ausgespielt werden können. Dieses Ziel 

müssen wir aber mit gewerkschaftlichen Mitteln erreichen. Wenn 

beim Zusammentreffen mehrerer Tarifverträge, der Tarifvertrag der 

Mehrheit im Betrieb auf die gesamte Belegschaft erstreckt werden 

soll, so ist das ein indirekter Eingriff ins Streikrecht. Dagegen wehren 

wir uns. 

Wenn wir als Gewerkschaft den Gesetzentwurf einfach akzeptieren, 

egal ob damit unmittelbar oder mittelbar ins Streikrecht eingegriffen 

wird, werden wir bei in der Zukunft beabsichtigten Einschränkungen 

des Streikrechts Probleme mit unserer Argumentation und Glaub-

würdigkeit bekommen. 
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Jetzt Mindestlohn umsetzen 

Ab Januar 2015 gibt es in Deutschland einen ge-

setzlichen Mindestlohn. Im § 1 Absatz 1 des Ge-

setzes zur Regelung eines allgemeinen Mindest-

lohns (Mindestlohngesetz – MiLoG) steht:                

Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer hat 

Anspruch auf Zahlung eines Arbeitsentgelts min-

destens in Höhe des Mindestlohns durch den Ar-

beitgeber. 

Was zunächst so einfach und gut klingt, sieht in 

der Praxis aber ganz anders aus. Es gibt eine 

Reihe von Ausnahme- und Übergangsregelungen. 

Nach wie vor unakzeptabel ist die Ausnahme von 

Praktikanten, Arbeitnehmer unter 18 Jahren und 

vor allem von Langzeiterwerbslosen. Für den Be-

reich der Zeitungszusteller gelten bis 2017, erst 

dann beträgt auch dort der Mindestlohn 8,50 €, 

Übergangsregelungen. Bei allgemeinverbindlich 

erklärten Tarifverträgen in einzelnen Branchen, 

kann der dort geltende Branchenmindestlohn bei 

einer Übergangsfrist bis 2017 noch unter 8,50 € 

liegen.                                                                  

Wir fordern nach wie vor, dass die Schlupflöcher 

schnellstens geschlossen werden und tatsächlich 

alle Arbeitnehmer den gesetzlichen Mindestlohn 

erhalten.                                                                                     

Ab 2015 sind wir aber vor allem gefordert, aktiv 

und aufmerksam die Umsetzung zu begleiten.                               

Mit der gleichen Energie, mit der wir für die Schaf-

fung eines gesetzlichen Mindestlohns eingetreten 

sind, müssen wir jetzt für dessen Umsetzung sor-

gen. Der Mindestlohn muss die Menschen auch 

erreichen. Dafür braucht es ab dem ersten Tag 

umfassende und effektive Kontrollen. Die von der 

Bundesregierung beschlossenen 1.600 (zusätzli-

chen) Stellen für die Finanzkontrolle Schwarzar-

beit (Zoll) sind so etwas wie der berühmte Tropfen 

auf dem heißen Stein, da sie erst schrittweise bis 

2019 besetzt werden sollen. Bei der heute schon 

erkennbaren Unterbesetzung darf die Wirksamkeit 

in Frage gestellt werden. Deshalb müssen wir, 

gemeinsam mit dem DGB, der Arbeitsagentur und 

den Zollbehörden, für eine wirksame Kontrolle und 

Umsetzung sorgen.                                                                      

Alles rund um den Mindestlohn erfahren Betroffe-

ne unter einer vom DGB und den Einzelgewerk-

schaften eingerichteten Hotline: 0391/4088003                                             

Am 12. Januar findet eine bundesweite 

Verteilaktion statt, bei der auch nochmal rund um 

das Thema Mindestlohn informiert wird.  

Aktiv im Bezirk. 

Mobbing-Beratung 
Gewerkschaftliche Solidarität – das ist natürlich 

gemeinsames Eintreten und Durchsetzen von 

Arbeitnehmerinteressen zur Verbesserung der 

Arbeitsbedingungen. Doch besonders dann, wenn 

Menschen alleine stehen, an den Rand gedrängt 

und ausgegrenzt werden, wenn sie im 

Arbeitsumfeld permanente Schikane, Diskrimi-

nierung, Intrigen und persönliche Verletzungen 

erfahren, dann brauchen sie individuelle Hilfe von 

ihrer Gewerkschaft, um die Spirale in 

eskalierenden Konflikten zu durchbrechen und um 

schlimmstenfalls erlebte psychische Gewalt und 

Mobbing zu stoppen.  

Unsere Mitglieder erhalten auch in derart 

extrem belastenden Situationen rechtliche 

Unterstützung unserer hauptamtlichen 

Kollegen/innen und sie finden in unserer 

ehrenamtlich besetzten Mobing– und 

Konfliktberatung eine Anlaufstelle, bei der sie 

qualifizierten Rat zur Bewältigung der akuten 

Situation erhalten, um Lösungswege aus 

eskalierenden Konflikten und dem Mobbing-

Teufelskreis zu erkennen und zu realisieren.  

Neben der wertvollen Beratung für Betroffene 

organisiert und führt 

unser AK regelmäßig 

Informationsveranstal-

tungen durch, zu den 

Themen: Mobbing und 

Konflikte im Arbeitsum-

feld, zu „guter“ und 

„gesunder“ Arbeit. 

Wir stehen betrieblichen Interessenvertretungen 

bei akuten Problemstellungen, aber auch bei Maß-

nahmen zur Prävention beratend zur Verfügung, 

sowie zur Behandlung der Thematik auf Betriebs- 

und Personalversammlungen. 

Wer sich für „Gute Arbeit“, Wertschätzung im 

Arbeitsleben, konstruktive Konfliktbearbeitung am 

Arbeitsplatz und die Ächtung von Mobbing ein-

setzen und engagieren möchte, ist herzlich 

eingeladen, im ver.di AK-„Mobbing“ vorbeizu-

schauen, sich Anregungen zu holen oder die 

eigenen einzubringen.  

Bei Interesse – Kontakt bitte an:: 
ingrid.baeumler@nefkom.info 
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Bezirkskonferenz stellt personelle 
und inhaltliche Weichen bis 2018. 

Am 29. November fand die vierte ordentliche Bezirkskonferenz statt. 
90 Delegierte aus den Fachbereichen, Personen- und Statusgrup-
pen sowie der Ortsvereine, stellten die personellen und inhaltlichen 
Weichenstellungen für die weitere Arbeit im ver.di Bezirk Mittelfran-
ken.                                                                                                              
An die Spitze des Bezirksvorstands wurden zum zweiten Mal nach 
der außerordentlichen Konferenz in 2012, Elke Härtel zur Vorsitzen-
den und Andreas Wotzka zum stellv. Vorsitzenden gewählt. Beide 
betonten in ihrer „Wahlrede“ das Markenzeichen von ver.di eine 
Mitmach-Gewerkschaft zu sein und luden ausdrücklich alle Mitglie-
der ein, sich aktiv an den gewerkschaftlichen Aktionen, Kampagnen 
und Projekten zu beteiligen.   

Gemeinsam mit den weiteren Mitgliedern des neuen Bezirksvor-
stands, die ebenfalls auf der Konferenz gewählt wurden, wollen sie 
Anfang nächsten Jahres ein entsprechendes Arbeitsprogramm fest-
legen.  

 

Rita Wittmann, Andi Wotzka, Elke Härtel, Linda Schneider, Jürgen Göppner 

Ein Arbeitsschwerpunkt wurde bereits mit der Beschlussfassung 
eines Antrags vorgenommen, der den Bezirksvorstand auffordert, 
eine umfassende Informations- und Aktionskampagne (im Rahmen 
der bezirklichen Reihe Zeit für Gerechtigkeit) zu den geplanten Libe-
ralisierungen in der EU-Handelspolitik (TTIP, CETA und TiSA) 
durchzuführen.                                                                                           
Über Informationsveranstaltungen soll über die geplanten Abkom-
men und deren Auswirkungen informiert werden. Mit unterschiedli-
chen Aktionen soll das Thema auch in die Öffentlichkeit getragen 
werden. Um ein möglichst breites (lokales) Bündnis schmieden zu 
können, wird auch der DGB aufgefordert, sich daran zu beteiligen 
und gemeinsam mit ver.di Mittelfranken andere zivilgesellschaftliche 
Gruppen (u. a. Parteien, Kirchen, Sozial- und Wohlfahrtsverbände) 
zum mitmachen zu bewegen. 

 

 

Nachgefragt… 

Elke Härtel,                                     

Bezirksvor-

sitzende  

Welche Schwerpunkte siehst du 
für die nächste Zeit? 
Die nächste Zeit hält viele Aufga-
ben bereit. Zum einen sind die in 
der Bezirkskonferenz beschlosse-
nen Anträge mit Leben zu füllen. 
Das reicht von einer umfassenden 
Informations- und Aktionskampag-
ne (im Rahmen „Zeit für Gerech-
tigkeit“) zu den geplanten Liberali-
sierungen in der EU-Handelspolitik 
bis hin zur kritischen Begleitung 
der Umsetzung des Mindestloh-
nes.  
Es gibt aber auch „innenpolitische 

Themen“. Für die anstehende 

Wahlperiode gilt es, Arbeits-, 

Beteiligungs- und Verantwor-

tungsstrukturen im Bezirksvor-

stand weiterzuentwickeln, d. h. 

möglichst alle Mitglieder des Be-

zirksvorstandes auch zu Beteilig-

ten und Handelnden zu machen. 

Die Pilotierung der „Perspektive 

2015“ wird uns im Bezirk fordern. 

Konsequente Mitgliederorientie-

rung bleibt dabei zentrale Heraus-

forderung. Der Bezirksvorstand 

sollte die Chance zur notwendi-

gen Veränderung nutzen und sich 

konstruktiv in diesem Prozess 

einbringen.                                                    

ver.di ist eine Mitmach-

Gewerkschaft heißt es immer. 

Was verstehst du darunter?         

ver.di ist dann erfolgreich, wenn 

wir unsere Energie, aber Res-

sourcen bündeln. Eine Mitmach-

Gewerkschaft handelt nicht „für 

Mitglieder“ – sondern „mit ihren 

Mitgliedern“. Das bedeutet auch 

Adieu Stellvertreterpolitik und sich 

über z. B. Fachbereichsgrenzen 

hinaus vernetzen und handeln. 

Es geht aber auch darum, sich 

aktiv in gewerkschaftlichen Gre-

mien einzubringen, konstruktiv 

und kritisch zu diskutieren, mal 

neue Wege gehen und im Inte-

resse unserer Mitglieder handeln 

und das tun, was uns als ver.di 

vorwärts bringt.  
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Vorwort… Aufmacher… 

Die meisten Leute feiern 

Weihnachten, weil die meis-

ten Leute Weihnachten fei-

ern. 

Kurt Tucholsky  

Die besinnlichen Tage zwi-

schen Weihnachten und Neu-

jahr haben schon manchen 

um die Besinnung gebracht. 

Joachim Ringelnatz 

Weihnachten, das ist Feuer-

pause, um danach pausenlos 

zu feuern.                                                  

                                                 

Uwe Wandrey 

 

Bildungsprogramm 2015 

Für das kommende Jahr hat der Bezirk wieder ein 

umfassendes, abwechslungsreiches und zielgrup-

penorientiertes   Bildungsprogramm aufgelegt. Inte-

ressierte Mitglieder, Betriebs- und Personalrä-

te/innen, Jugend- und Ausbildungsvertretungen 

können sich mit aktuellen gewerkschaftspolitischen 

Themen auseinandersetzen, Hilfestellungen und 

neue Impulse für ihre betriebliche Arbeit erhalten. 

Neben den „Klassikern“ unserer örtlichen Bildungs-

arbeit, z. B. „Lust auf ver.di“ (das Neumitglieder-

Seminar) oder „Arbeitsrecht aktuell“ (die Einführung 

in das Arbeitsrecht und der Überblick über die ak-

tuelle Rechtsprechung) sowie Wirtschaftspolitik I 

und II, gibt es 2015 eine kleine Reihe „Geschichte 

der Gewerkschaftsbewegung“ und weitere Work-

shops unter der Rubrik „ver.di praktisch“, das An-

gebot für die betriebliche Praxis. 

 

Abgerundet wird das Bildungsprogramm mit 

Schwerpunktthemen zur EU-Krisenpolitik, zum 

NSU-Prozess und seinen Konsequenzen, zum 70. 

Jahrestag der Befreiung vom Faschismus und En-

de des 2. Weltkriegs, zum Thema kulturelle Vielfalt 

und Rassismen im Betrieb, einer Bildungsreise (ein 

gemeinsames Projekt der ver.di Jugend und der 

ver.di Senioren/innen) zur KZ-Gedenkstätte Da-

chau sowie Veranstaltungen im Rahmen der ver.di 

Aktionstage gegen Mobbing. 

Das Bildungsprogramm 2015 ist in der Bezirksge-

schäftsstelle (KiBS) erhältlich. Für weitere Informa-

tionen und Auskünfte steht unsere Kollegin Nicole 

Adelmann zur Verfügung.                                   

 Nicole.Adelmann@verdi.de  

 

 

Eine auf der Konferenz einstimmig beschlossene 
Resolution befasste sich mit den seit 2005 vorge-
nommenen Einschränkungen und Änderungen im 
SGB II (Grundsicherung für Arbeitssuchende, 
Hartz IV) und den damit verbundenen Auswirkun-
gen für Betroffene. Das zwischenzeitlich existie-
rende Hartz IV-Sonderrecht ist mit sozialstaatli-
chen Grundsätzen nicht in Einklang zu bringen 
und führt in seiner diskriminierenden Ausrichtung 
dazu, dass Leistungsempfänger/innen zu Bür-
ger/innen zweiter Klasse werden. 

 

Elke Härtel 

Mehrere Rede- bzw. Diskussionsbeiträge bezogen 
sich auf das Thema Mindestlohn. Die Konferenz 
war sich darin einig, dass ver.di an seinen Aktivitä-
ten zum Mindestlohn festhält und jetzt zusammen 
mit anderen (Zoll, DGB, Arbeitsagentur, Betroffe-
ne) kritisch die Umsetzung des Mindestlohn-
Gesetz begleiten muss. „Wir müssen dafür sor-
gen, dass der Mindestlohn auch bei den Men-
schen ankommt“, fasste Bezirksvorsitzende Elke 
Härtel die Diskussion zusammen. 

An dieser Stelle gratulieren wir Elke Härtel und 
Andreas Wotzka zu ihrer Wiederwahl und wün-
schen ihnen und allen anderen Bezirksvorstands-
mitglieder viel Erfolg für ihre Arbeit.   

 

 

 

 

 

 

ver.di aktuell 

V.i.S.d.P.:  

Jürgen Göppner, Bezirksgeschäftsführer, Kornmarkt 5, 

90402 Nürnberg  
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